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WEG-Verwalter schließt 
Ungeimpfte von ETV aus
Die Covid-19-Pandemie hat auch den All-
tag der Eigentümergemeinschaften gehö-
rig durcheinandergewirbelt. So waren Ver-
sammlungen zeitweise nicht oder nur un-
ter strengen Auflagen möglich. In München 
entspann sich ein Streit darüber, ob der 
Verwalter eine Versammlung unter den Be-
dingungen von 2G-plus durchführen durfte, 
was den zum geplanten Termin gültigen Hy-
gieneregeln entsprach. Ungeimpfte wären 
demnach von der Teilnahme ausgeschlos-
sen gewesen. Das zuständige Gericht stellte 
sich hinter die Entscheidung und betonte, 
diese Personengruppe müsse das als Kon-
sequenz ihres Verhaltens in Kauf nehmen.
AG München
Urteil vom 06.12.2021
Az.: 1293 C 19127/21 

Beim Online-Studium gelten 
die Vertragsbestimmungen
Millionen von Studentinnen und Studenten 
mussten es im Zuge der Corona-Pandemie 
hinnehmen, dass ihre Präsenzveranstaltun-
gen an den Universitäten gestrichen wur-
den. Trotzdem konnten die Betroffenen nicht 
außerplanmäßig aus ihren Mietverträgen 
am Studienort aussteigen. Der Fall: Ein jun-
ger Mann hatte ein Studentenappartement 
in München gemietet, das nur an Studie-
rende oder andere Auszubildende vergeben 
werden durfte. Im Vertrag war eine verkürzte 
Kündigungsmöglichkeit vor Ablauf der Mietz-
eit vorgesehen, wenn der Mieter seine Aus-
bildung aufgegeben oder beendet habe. Der 
Student argumentierte, seine Uni habe ihm 
mitgeteilt, dass die Lehre auf Onlinebetrieb 
umgestellt werde. An dieser Art von Lehre 
könne er genauso gut daheim bei den Eltern 
teilnehmen. Für die Pandemie und deren Fol-
gen sei er ja nicht verantwortlich zu machen. 
Das Urteil: Der zuständige Amtsrichter hielt 
eine außerplanmäßige Kündigung nicht für 
möglich. Zwar habe die Pandemie ohne Zwei-
fel zu einer Verlagerung des Universitätsbe-
triebes geführt, aber für den Studenten habe 
kein objektives Gebrauchshindernis für das 
Appartement bestanden. Es sei für ihn wei-
terhin nutzbar gewesen – nicht zuletzt, um 
von dort aus das Onlinestudium zu betreiben.
AG München, Urteil vom 09.03.2021
Az.: 473 C 12632/20

Bei Mietrückstand zählt 
auch die Gesamtsumme
Wenn ein Mieter den Mietzins nicht wie ver-
einbart bezahlt, dann entsteht sehr oft eine 
brenzlige Situation für ihn. Viele Eigentümer 
mahnen angesichts einer solchen unzuver-
lässigen Vertragserfüllung ab oder kündigen 
sofort. Die höchstrichterliche Rechtspre-
chung hat sich mit dieser Problematik wie-
derholt befasst und vor Kurzem ein wichti-

ges Urteil dazu gesprochen. Der Tenor: Aus-
schlaggebend ist der fehlende Gesamtbe-
trag. Eine Mieterin blieb für einen Monat 135 
von 704 Euro Miete schuldig und im Folge-
monat zahlte sie gar nichts. Der Eigentü-
mer sprach ihr die Kündigung aus. Das zu-
ständige Amtsgericht gab der anschließen-
den Räumungsklage statt, weil die Betrof-
fene dem Gesetz entsprechend zwei Monate 
nacheinander einen „nicht unerheblichen“ 
Teil der vereinbarten Summe nicht bezahlt 
habe. Das Landgericht sah es anders und 
stellte fest, es handle sich nur im zweiten 
Monat um einen nicht unerheblichen Teil. 
Im ersten Monat betrage der Rückstand 
lediglich 19 Prozent. Der Bundesgerichts-
hof wollte dem Splitting des Landgerichts 
in zwei einzeln zu betrachtenden Monaten 
nicht folgen. Der gesamte Rückstand sei 
maßgeblich für die Bewertung der Angele-
genheit. Wenn man die zwei Monate zusam-
men betrachte, fehle mehr als eine Monats-
miete. Deswegen sei der Räumungsklage 
des Eigentümers hier stattzugeben.
BGH, Urteil vom 08.12.2021
Az.: VIII ZR 32/20

Gemeinde muss ihr 
Vorkaufsrecht unverzüglich 
anzeigen
In bestimmten Fällen gibt es ein gesetzlich 
abgesichertes Vorkaufsrecht der Gemeinde, 
falls eine Immobilie verkauft werden soll. 
Für Kaufinteressenten ist es in dem Zusam-
menhang wichtig, behördlicherseits darüber 
informiert zu werden, ob ein solches Vor-
kaufsrecht besteht oder nicht. Ein solches 
„Negativzeugnis“ muss unverzüglich erteilt 
werden. Der Fall: Der Käufer eines Grund-
stücks begehrte von der Gemeinde eine Mit-
teilung darüber, dass kein Vorkaufsrecht be-
stehe. Der beurkundende Notar hatte eine 
solche Bescheinigung eingefordert. 

Doch die Beamten lehnten das ab und be-
standen zuvor auf der Vorlage des Kauf
vertrages. Darauf wollte sich wiederum der 
Betroffene nicht einlassen. Er zog vor das 
Verwaltungsgericht, um auch ohne Erfüllen 
dieser Bedingung an seine Bescheinigung 
zu kommen. Das Verwaltungsgericht Pots-
dam entschied, weder müsse ein Kaufver-
trag vorgelegt noch dessen Inhalt zusam-
mengefasst mitgeteilt werden, um an diese 
gewünschte Information zu kommen. Das 
Negativzeugnis müsse auf Antrag unverzüg-
lich ausgestellt werden, da kein Vorkaufs-
recht bestehe.
VG Potsdam
Urteil vom 16.11.2021
Az.: 5 K 2824/20

Abfindung an Mieter kann 
Herstellungsaufwand sein
Wenn Immobilieneigentümer ein Objekt sa-
nieren wollen, dann zahlen sie den darin 
lebenden Mietern gelegentlich eine Abfin
dung, wenn diese schneller ausziehen und 
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dadurch einen früheren Beginn der Arbeiten 
ermöglichen. Diese Ausgaben können steu-
erlich als anschaffungsnaher Herstellungs-
aufwand betrachtet werden. Um die Mie-
ter in einer denkmalgeschützten Villa zum 
vorzeitigen Auszug zu bewegen, zahlte der 
Vermieter Abfindungen in Höhe von insge-
samt 35.000 Euro. Der Betrag wurde steu-
erlich als sofort abzugsfähige Werbungs
kosten deklariert. Der Fiskus jedoch sah 
hierin anschaffungsnahe Herstellungs
kosten, die über einen längeren Zeitraum 
abgeschrieben werden müssen und die im 
konkreten Fall zudem gedeckelt waren. Für 
den Eigentümer war das also die ungüns-
tigere Lösung, weshalb er vor das Finanz-
gericht Münster zog. Nach Überzeugung 
der Finanzgerichtsbarkeit war die Rechts
auffassung der Behörde korrekt. Es han-
delte sich um Herstellungsaufwand. Die 
Abfindungen seien unmittelbar durch die 
Renovierungsarbeiten veranlasst, weil 
diese damit schneller möglich wurden. 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 
Rechtsfrage hat der Senat die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen.
FG Münster
Urteil vom 12.11.2021
Az.: 4 K 1941/20

Urteile zu Kinderrechten  
im Wohnumfeld
Im deutschen Recht hat sich während der 
zurückliegenden Jahre einiges geändert, 
wenn es um Kinder und Jugendliche ging. 
Der Gesetzgeber und die Gerichte gestehen 
den jüngsten Mitgliedern der Gesellschaft 
sehr viel mehr Möglichkeiten der Selbst-
entfaltung zu – auch dann, wenn dies mit 
gelegentlichen Störungen für die Nachbarn 
verbunden ist. Die IVV gibt einige Urteile aus 
diesem Themenkreis zusammen.
In einem Wohngebiet müssen gewisse Rück-
sichten auf die dort lebenden Menschen 
genommen werden. Viele störende Betä-
tigungen und Einrichtungen sind deswe-
gen nicht erlaubt. Eine Kindertagesstätte 
mit bis zu 95 Kindern zählt allerdings nach 
Ansicht des Oberverwaltungsgerichts Nie-
dersachsen (Urteil vom 03.11.2021; Az.: 1 
ME 42/21) nicht dazu, wenn genügend Stell-
plätze für den An- und Abfahrtsverkehr der 
Eltern vorhanden sind. Hier waren 40 Stell-
plätze geplant, was dem Oberverwaltungs-
gericht ausreichend erschien.
Große frei laufende Hunde können schon für 
Erwachsene eine erhebliche Bedrohung dar-
stellen. Bei Kindern ist das erst recht der Fall. 
Deswegen untersagte es das Oberlandes
gericht Karlsruhe (Urteil vom 20.05.2008;  

Az.: 14 Wx 22/08), dass sich der Bernhar-
diner eines Ehepaares im gemeinschaftlich 
mit einer Familie genutzten Garten unan-
geleint aufhalten dürfe. Die Kinder der Fa-
milie waren erst vier und sechs Jahre alt. 
Das Gericht stellte fest, es komme gar nicht 
darauf an, ob das Tier schon einmal als ge-
fährlich aufgefallen sei. Alleine seine Größe 
reiche aus, um in bestimmten Situationen 
eine Bedrohung darzustellen.
Wenn Familien auseinandergehen, dann 
schließen sich oft viele gravierende Prob-
leme an. So leben die Eltern plötzlich in 
zwei Wohnungen und beherbergen dort je-
weils im Wechsel ihre Kinder. Ein sorgebe-
rechtigter Elternteil hat jedoch nach einer 
Trennung keinen Anspruch auf einen Berech-
tigungsschein für eine Dreiraumwohnung, 
nur weil ihn am Wochenende die Kinder be-
suchen. So entschied es das Verwaltungs
gericht Berlin (Urteil vom 01.02.2019; Az.: 
8 K 332.17). Die Kinder seien aufgrund ih-
res befristeten Aufenthalts keine Haushalts
angehörigen im rechtlichen Sinne.
Wenn eine Teileigentumseinheit in einer 
gemischten Wohnanlage als „Laden mit 
Lager“ bezeichnet ist, dann darf dort eine 
Kindertageseinrichtung bzw. ein Eltern-
Kind-Zentrum betrieben werden. Nachbarn 
hatten sich dagegen gewandt, weil sie un-
zumutbare Geräuscheinwirkungen befürch-
teten. Der Bundesgerichtshof (Urteil vom 
13.12.2019; Az.: V ZR 203/18) stellte fest, 
Kinderlärm sei grundsätzlich hinzunehmen.
Manche Kinderspielplätze verfügen zur Un-
terhaltung der Kleinen sogar über eine Seil-
bahn. Beim Betrieb dieser Einrichtung ent-
stehen zwangsläufig Geräusche. Eine Nach-
barin, deren Balkon sich zehn Meter davon 
entfernt befand, hielt das für unzumutbar. 
Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 
(Urteil vom 24.10.2012; Az.: 8 A 10301/12) 
sah es anders und erlaubte den weiteren 
Betrieb. Es handle sich hier nicht um einen 
atypischen Sonderfall der Lärmbelästigung, 
mit dem eine Untersagung hätte begründet 
werden können.
Eigenbedarfskündigungen bedürfen einer 
nachvollziehbaren Begründung. So ist es 
ein anerkanntes Argument, wenn der Wohn-
raum für den Eigentümer selbst oder für 
nahe Angehörige wie Kinder, Enkelkinder 
und Geschwister benötigt wird. Doch ein 
Stiefkind – die bereits studierende Toch-
ter der Lebensgefährtin – zählt nicht dazu. 
Das Amtsgericht Siegburg (Urteil vom 
17.10.2018; Az.: 105 C 97/18) stellte fest, 
es handle sich weder um eine Angehörige 
des Haushalts des Wohnungseigentümers 
noch um eine Familienangehörige.
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